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In dem Rechtsstreit

der Witwe Eli so K , geborene Mi
Allcincrhin des Gastwirts Wilhelm in
HfliHhstraße

Klägerin und Revisionsklägerin, 
- Pro.zeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Prhr.v.
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>
als

gegen
1, den Gastwirt Willi G
2. die Ehefrau Ingebor,
beide in H^flH^traße

geborene

Beklagte und Revisionsbeklagte, 
- Prozeßbevollraächtigter: Rechtsanwalt Dr,

hat der VIII. Zivilsenat in der Sitzung vom 28. Dezember 
1961 unter Mitwirkung der Bundesrichter Dr.Gelhaar, Artl, 
Dr.Dorschol, Dr.Mezger und Dr.Messner mit Einverständnis 
der Parteien ohne mündliche Verhandlung beschlossens

Auch die weiteren Kosten des in der Hauptsache 
erledigten Rechtsstreits werden der Klägerin 
auferlegt.

G r ü n d e  :
Der ursprüngliche Kläger ist während des Revisions­

verfahrens verstorben und von seiner Ehefrau, der jetzi­
gen Klägerin, allein beerbt worden. Er hatte den Beklag­
ten die in seinem Hause H ^ ü ^ s t r a ß e  Nr.l^in 
gelegene Gaststätte mit Wirtewohnung durch schriftlichen 
Vertrag ab 1. Juli 1956 auf die Dauer von fünf Jahren 
verpachtet. Da sich Unzuträglichkeiten zwischen den Ver­
tragsparteien ergaben, kündigte der Verpächter den
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“ r. Vertrag durch Schreiben vom 24. Oktober 
1957 fristlos und verlangte Räumung der Gaststätte 
zum 30. November 1957. Die von ihm im Dezember 1957 
erhobene Klage auf Herausgabe der Gaststätte und der 
Wohnung v/urde im Verläufe des Rechtsstreits auf weite­
re Vorkommnisse gestützt.

Der Kläger hat dazu vorgetragen, die Beklagten 
hätten vertragliche Verpflichtungen nicht erfüllt, da­
durch zahlreiche Beanstandungen veranlaßt und Tätliche 
kciten zwischen den Vertragsparteien herbeigeführt.

Das Landgericht hat die Beklagte antragsgemäß 
zur Räumung verurteilt.

Das Oberlandesgericht hat dagegen die Klage abge­
wiesen und die Kosten des Rechtsstreits dem Kläger auf- 
erlegt.

Nach Einlegung der Revision gegen dieses Urteil 
haben die Beklagten die streitigen Räume mit Ablauf des 
Pachtvertrages an die jetzige Klägerin, die den Rechts­
streit auf genommen hat, herausgegeben.

Die Parteien haben übereinstimmend erklärt, daß 
der Rechtsstreit in der Hauptsache erledigt sei, und 
sich damit einverstanden erklärt, daß über die Kosten 
in schriftlichen Verfahren entschieden wird®

Die Klägerin hat in der schriftlichen Revisions­
begründung zwar auch verlangt, das Berufungsurteil 
aufzuheben. Dieses Verlangen ist jedoch als gegen­
standslos anzusehen, da sich die Parteien darüber 
einig sind, daß der Rechtsstreit in der Hauptsache 
erledigt ist und daher eine Aufhebung des Berufungs- 
urtcils in der Hauptsache nicht in Betracht kommt.



-  3 -

Über die Kosten des Hechtsstreits ist nach § 91 a 
ZPO unter Berücksichtigung des bisherigen Sach- und 
Streitstandes nach billigem Ermessen zu entscheiden. 
Danach hält der Senat es für gerechtfertigt, der Klä­
gerin die gesamten Kosten des Rechtsstreits aufzuer­
legen.

Das Berufungsgericht hat geprüft, ob der Kläger 
zur fristlosen Kündigung des Pachtvertrages auf Grund 
der besonderen Kündigungsbestimmungen in § 17 des 
Vertrages oder aus sonstigem wichtigem Grunde berech­
tigt war. Es hat dazu folgendes.festgestellt und er­
wogen:

Nach dem Ergebnis der in beiden Rechtszügen durch­
geführten Bev/e is auf nähme sei nicht bewiesen, daß die 
in § 17 des Pachtvertrages festgelegten Vorausset­
zungen für eine vorzeitige Auflösung des Pachtver­
hältnisses gegeben seien. Aus den Bekundungen der Zeu­
gen lasse sich nicht entnehmen, daß die Beklagten in 
grober Weise gegen die in dem Pachtvertrag hinsicht­
lich der Führung der Gaststätte näher festgelegten 
Pflichten verstoßen hätten. Soweit Beanstandungen des 
Klägers als begründet anzusehen seien, stelle das Ver­
halten der Beklagten keine grobe Verletzung der 7er- 
tragspflichten im Sinne der §§ 13 und 15 des Vertra­
ges dar. Die Beweisaufnahme habe auch nicht ergeben, 
daß die Beklagten sich gröblich gegen sonstige ver­
tragliche Verpflichtungen vergangen hätten.

Das Berufungsgericht hat sodann geprüft, ob au­
ßerhalb des vertraglich vereinbarten Kündigungsrechts 
ein Grund zur fristlosen Kündigung des Vertrages aus
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wichtigen Grunde deshalb gegeben ist, weil die Voraus­
setzungen für ein verständnisvolles Zusammenwirken der 
Vertragspartner nicht mehr gegeben seien. Insoweit hat 
es als entscheidend angesehen, ob die weitere Fort­
setzung des Vertragsverhältnisses dem Kündigenden 
nicht mehr zugemutet werden kann, und dazu folgendes 
festgestellt: Es bestünden.zwar seit Beginn des Ver­
tragsverhältnisses erhebliche Spannungen zwischen den 
Parteien, die zu zahlreichen Beanstandungen, Zusammen­
stößen und sogar Rätlichkeiten geführt hätten. Die Be­
anstandungen seien aber meist nur geringfügiger Art ge­
wesen oder schnell behoben worden. Teilweise hätten sie 
ihren Grund in der verschiedenartigen Auffassung der 
Parteien über die Führung einer Gaststätte. In einigen 
Fällen hätten sie zu gerichtlichen Auseinccndersetzungen 
geführt, und zwar wegen der Anhängung eines Vorhänge­
schlosses vor dem Heizungskeller des Klägers durch die 
Beklagten und wegen der Sperrung der Stromzufuhr zum 
Schuppen und Keller. In jedem dieser Fälle handle es 
sich aber um nebensächliche Einzelheiten.

In weiteren Ausführungen erörtert das Berufungs­
gericht sodann einen Vorfall, bei dem es am 29.Novem­
ber 1958 im Heizungskeller zu einer Schlägerei zwi­
schen dem Kläger, , dem später seine Ehefrau zu: Hilfe 
geeilt ist, und dem beklagten Ehemann gekommen ist.
Bas Berufungsgericht hat über den Hergang dieser Schlä­
gerei, die auch zu Strafverfahren geführt hat, Beweis 
erhoben. Es hat die Zeugenaussagen dahin gewürdigt, 
daß sie kein klares Bild über den Hergang, der Schlä­
gerei ergäben und nach allem eine endgültige und rest­
lose Aufklärung der Vorgänge nicht möglich sei. Beide 
Parteien seien beteiligt gewesen und hätten blutende
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Verletzungen davongetragen. Es sei andererseits kein 
Anhaltspunkt dafür gegeben, daß eine der Parteien in 
besonderen Maße bemüht gewesen sei, im Interesse der 
Erhaltung des Hausfriedens einer Auseinandersetzung 
aus dem Wege zu gehen. Daraus folge zugleich, daß der 
gesamte Vorfall weder zu Lasten der Beklagten noch zu 
Lasten des Klägers gewertet werden könne. Dann gebe 
er aber dem Kläger kein Recht zur vorzeitigen Kündi­
gung des Pachtverhältnisses, zumal der Streit ohne 
Folgen für die Gesundheit der Beteiligten geblieben 
sei. Dem Kläger sei vielmehr die Fortsetzung des Ver­
tragsverhältnisses mit den Beklagten weiterhin für 
den Rest der Pachtzeit zuzumuten. Dies gelte umsomehr, 
als inzwischen bereits der größere Teil der Pachtzeit 
abgelaufen und es den Parteien zuzumuten sei, sich 
für die restlichen Monate (das Berufungsurteil ist 
auf Grund der mündlichen Verhandlung vom 8. April 
I960 erlassen) bis Ende Juni 1961 Zurückhaltung auf­
zuerlegen, damit das Pachtverhältnis durch Zeitablauf 
ein ordnungsmäßiges Ende finde.

Die Revision macht dagegen geltend, das Berufungs­
gericht hätte darauf abstellen müssen, daß die Beklag­
ten nicht bewiesen haben, die ihnen zur Last geleg­
ten Vorfälle seien von dem inzwischen verstorbenen 
Verpächter herbeigeführt worden oder von ihm verschul­
det. Da nach den Ausführungen des Berufungsgerichts 
dieser Beweis nicht erbracht sei, hätte das Berufungs­
gericht der Klage entsprechen müssen. Im übrigen rügt 
die Revision, das Berufungsgericht hätte die einzel­
nen Vorfälle nicht isoliert betrachten dürfen, son­
dern sie als Gesamtverhalten der Beklagten zu würdi­
gen gehabt. Wäre es so verfahren, dann wäre das Ergeb­
nis unabweisbar gewesen, daß die fristlose Kündigung 
berechtigt gewesen sei.



Diese Rügen der Revision sind nicht geeignet, 
einen Rechtsfehler des Berufungsgerichts hei der Prü­
fung des Kündigungsrechts aus wichtigem Grunde auf­
suzeigen.

Die fristlose Kündigung eines Miet- oder Pacht­
verhältnisses ist auch über die in den §§ 553? 554 BGB 
vorgesehenen Möglichkeiten hinaus aus wichtigem Grunde 
zulässig. Das gilt insbesondere für den Pall der Ge­
fährdung des Vertrages durch Umstände, die in der 
Person des Mieters oder Pächters liegen, wenn diese 
es für den anderen Teil unzumutbar erscheinen lassen, 
den Vertrag weiter fortzusetzen. Eine fristlose Kün­
digung von Pachtverträgen durch den Verpächter ist 
namentlich dann zulässig, wenn die vertraglichen Be­
ziehungen ein verständnisvolles, friedliches Zusammen- 
v/irken der Parteien bedingen und durch das feindli­
che Verhalten des Pächters gegen den Verpächter ein 
so gespanntes Verhältnis entstanden ist, daß ein sol­
ches gedeihliches Zusammenwirken nicht mehr möglich 
erscheint (Urt. d. erkennenden Senats vom 21, Dezember 
I960 - VIII ZR 50/60 - MDR 61,226 m.NachWo). Wehn 
Streitigkeiten zwischen Verpächter und Pächter das 
Verhältnis der Vertragsparteien für den Verpächter 
unerträglich gestaltet haben, ist das Kündigungsrecht 
des Verpächters aus wichtigem Grunde indes nicht 
schon ohne weiteres gegeben, sondern es ist nach 
den besonderen Umständen des Einzelfalles zu prüfen, 
ob das Vertrauensverhältnis durch den Pächter oder 
ein Verhalten anderer Personen, das ihm anzurechnen 
ist, zerstört worden ist. Grundsätzlich trifft den 
Verpächter, der sich auf das Kündigungsrecht aus 
wichtigem Grunde beruft, die Beweislast für den Sach-



verhalt, aus dem er es herleitet. Außerdem ist auch 
nach der Gesamtheit der Umstände zu prüfen, oh 
dem Verpächter die Fortsetzung des Pachtverhält­
nisses zuzumuten ist. Das Berufungsgericht hat 
keinen Rechtsfehler begangen, wenn es trotz der 
Schwere der beiderseitigen Tätlichkeiten dem in­
zwischen verstorbenen Kläger das Kündigungsrecht 
deshalb versagt hat, weil der Hergang der Schlä­
gerei am 29» November 1958 durch die Beweisauf­
nahme nicht aufzuklären gewesen ist und sich hin­
sichtlich der Veranlassung des Streites und der 
Verantwortlichkeit kein klares Bild ergeben hat.
Der Ansicht der Revision, das Berufungsgericht 
habe die Beweislast verkannt, ist nicht zuzustim­
men. Unter diesen Umständen ist dem Berufungs­
urteil kein Rechtsfehler zu entnehmen, wenn es 
die Klage abgewiesen hat. Eine Rüge, daß noch 
weitere Vorfälle von dem Berufungsgericht auf­
zuklären gewesen wären, ist von der Revision 
nicht erhoben worden. Die Ausführungen des Be­
rufungsgerichts über die Auseinandersetzung zwi­
schen den Parteien liegen im wesentlichen auf 
dem Gebiet der Tatsachenwürdigung, in die ein­
zugreifen dem Revisionsgericht grundsätzlich 
versagt ist. Demnach muß nach dem gegebenen Sach- 
und Streitstand der Sachentscheidung des Beru­
fungsgerichts im Ergebnis beigetreten werden.



Deshalb ist es auch gerechtfertigt, nach Erledigung 
der Hauptsache die weiteren Kosten des Rechtsstreits 
nach § 91 a ZPO der Klägerin aufzuerlegen.

Dr.Golhaar Artl Dr.Hörschel Dr.Mezger Dr.Messner
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